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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Be 20/71 Bonn, den 21. September 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: RegionaWWirtschaftspoiitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 1 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27, Juli 1957 übersende ich als Anlage 

eine Mitteilung der Kommission über allgemeine Beihilfe- 
regelungen mit regionaler Zwecksetzung. 

Diese Kommissionsmitteilung ist mit Schreiben des Herrn Prä- 
sidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 30. Juni 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Behandlung im Rat der EG ist noch nicht vorauszusehen. 

Brandt 


Drude: Budidrudterei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Allgemeine Beihilferegelungen mit regionaler Zwecksetzung 
(Mitteilung der Kommission an den Rat) 


Die Mitgliedstaaten und die Organe der Gemein- 
schaft haben wiederholt und erst kürzlich im dritten 
Programm für eine mittelfristige Wirtschaftspolitik 
für die Zeit 1971/1975 ^) die Notwendigkeit hervor- 
gehoben, das gegenseitige überbieten auf dem Ge- 
biet der regionalen Beihilfen zu beenden und zu 
einer Koordinierung dieser Beihilferegelungen auf 
Gemeinschaftsebene zu gelangen. Diese Notwendig- 
keit ist noch dringender geworden, seitdem der Rat 
und die Vertreter der Regierungen der Mitglied- 
staaten die Entschließung über die stufenweise Er- 
richtung der Wirtschafts- und Währungsunion ge- 
faßt haben, denn deren Verwirklichung schließt die 
Koordinierung der Beihilferegelungen der Mitglied- 
staaten ein. 

Seit mehreren Jahren, insbesondere seit Vollendung 
der Zollunion, ist ein quantitativ und qualitativ be- 
deutender Anstieg der staatlichen Beihilfen und vor 
allem der allgemeinen Beihilferegelungen mit regio- 
naler Zwecksetzung zu beobachten. Während auf 
der einen Seite die Mitgliedstaaten diese Maßnah- 
men immer stärker einsetzen, um ihre Politik der 
wirtschaftlichen Entwicklung zu verwirklichen, sind 
auf der anderen Seite die Auswirkungen dieser 
Interventionen auf den Wettbewerb und auf den 
Handel mit fortschreitendem Abbau der Zollschran- 
ken immer stärker spürbar geworden. 

Angesichts der Merkmale der allgemeinen Beihilfe- 
regelungen - Rahmengesetze mit unzureichend 
transparenten und zu allgemeinen Maßnahmen - 
war es der Kommission jedoch unmöglich, zu der 
Vereinbarkeit dieser Beihilferegelungen mit dem 
Gemeinsamen Markt - insbesondere im voraus - 
Stellung zu nehmen. 

Wenn sie angemessen sind und sinnvoll angewandt 
werden, sind Beihilfen mit regionaler Zwecksetzung 
ein unerläßliches Instrument der Regionalentwick- 
lung und gestatten den Mitgliedstaaten eine Regio- 
nalpolitik, die ein zwischen den verschiedenen Ge- 
bieten eines Landes ausgewogeneres Wachstum zum 
Ziele hat. 

Die Kommission hat daher in dem Wunsch, den 
Erfordernissen eines wirksamen Wettbewerbs und 
einer Regionalentwicklung in geordneten Bahnen 
gerecht zu werden, den Mitgliedstaaten bereits 1968 
ein pragmatisches Verfahren vorgeschlagen - näm- 
lich vorherige Mitteilung der wichtigsten Einzelan- 
wendungsfälle der allgemeinen Beihilferegelungen 
mit regionaler Zwecksetzung - das ihr gemäß Arti- 


kel 92 ff. des EWG-Vertrages ermöglichen sollte, die 
Auswirkungen dieser Regelungen auf den Wettbe- 
werb und auf den Handel zu beurteilen und zu ihrer 
Vereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt Stellung 
zu nehmen. Angesichts der dabei aufgetretenen 
Schwierigkeiten hat sich die Kommission um eine 
Alternativlösung bemüht, die die Koordinierung und 
Umformung der Regelungen selbst anstrebt. 

Vier Mitgliedstaaten (Deutschland, Belgien, Luxem- 
burg und die Niederlande) haben sich nämlich für 
das genannte pragmatische Verfahren ausgespro- 
chen, während zwei Mitgliedstaaten (Frankreich und 
Italien) Einwände erhoben und eine globalere Be- 
handlung empfohlen haben. Trotz dieser Unterschie- 
de in der Auffassung haben alle Mitgliedstaaten an 
der Erarbeitung der Koordinierungslösung mitge- 
wirkt, und es wurde Einigung über die Grundsätze 
dieser Koordinierung erzielt. 

Diese Grundsätze sind Gegenstand der vorliegenden 
Mitteilung an den Rat. 

Mit dieser Mitteilung erfüllt die Kommission die 
Verpflichtung, die sie bei der Prüfung ihres Memo- 
randums über die Industriepolitik der Gemeinschaft 
durch den Rat (Tagung vom Montag, 8., und Diens- 
tag, 9. Juni 1970) und des Vorschlags einer Entschei- 
dung des Rates über die Mittel eines Vorgehens der 
Gemeinschaft auf dem Gebiet regionaler Entwick- 
lung (Tagung des Rats vom Montag, 26., und Diens- 
tag, 27. Oktober 1970) übernommen hatte. Danach 
sollte die Kommission dem Rat die Ergebnisse der 
Arbeiten mitteilen, die in Anwendung von Artikel 
92 ff. EWG-Vertrag mit den zuständigen Beamten 
der einzelnen Staaten durchgeführt worden sind, um 
das gegenseitige Uberbieten zu beenden und zu 
einer besseren Transparenz der allgemeinen Beihil- 
feregelungen mit regionaler Zweckbestimmung zu 
gelangen. 

Nach einer Darlegung der Koordinierungsgrundsät- 
ze “) enthält die vorliegende Mitteilung außerdem 
eine Erklärung der Kommission. 


0 Dieses Programm wurde vom Rat und den Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten auf der 141. Tagung des Rates 
am Montag, 8., und Dienstag, 9. Februar 1971, ange- 
nommen. Vgl. Dok. R/2179/I/70 (ECO 214 rev.l) vom 
11. Dezember 1970, S. 66. 

-) Die Anwendungsmodalitäten dieser Grundsätze sind 
im Anhang zu diesem Dokument dargelegt. 
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1. Grundsätze für die Koordinierung der 
allgemeinen Beihilferegelungen mit regionaler 
Zweckbestimmung *) 

1. Die Koordinierung wird schrittweise durchge- 
führt. 

Die Koordinierung erfolgt zunächst in den am 
stärksten industrialisierten Gebieten der Gemein- 
schaft („Zentralgebiete''); für die Randgebiete 
wird unverzüglich eine geeignete Lösung ausge- 
arbeitet, die sich von den hier festgelegten 
Grundsätzen leiten läßt und den spezifischen 
Problemen in jedem Randgebiet Rechnung trägt. 

Für die Zentralgebiete erfolgt die Anwendung 
aller geforderten Bedingungen schrittweise ab 
1. Januar 1972 im Verlauf einer einjährigen 
übergangsfrisl. 

2. Die Koordinierung erstreckt sich hauptsächlich 
auf vier Aspekte, die ein Ganzes bilden: einheit- 
liche Höchstgrenze, Transparenz, regionale Spezi- 
fizität und sektorale Auswirkung der Beihilfen 
mit regionaler Zweckbestimmung. 

3. Die einheitliche Beihilfen-Höchstgrenze wird als 
Netto-Subventionsäquivalent festgesetzt, das 
nach der gemeinsamen Methode zur Bewertung 
der Beihilfen berechnet wird“^); in den Zentral- 
gebieten ist dabei eine möglichst weitgehende 
Senkung des Beihilfenniveaus anzustreben. 

Diese anfangs auf 20 Vo, ausgedrückt in Netto- 
Subventionsäquivalent, festgesetze Höchstgren- 
ze gilt ab 1, Januar 1972, und zwar für sämtliche 
Beihilfen, die ein Mitgliedstaat für eine bestimm- 
te Investition gewährt. 

Die Kommission kann bei vorheriger Begründung 
Ausnahmen von dieser Höchstgrenze genehmi- 
gen. Diese Abweichungen von der Höchstgrenze 
werden von der Kommission dem Rat in regel- 
mäßigen Abständen mitgeteilt. 

4. Eine wesentliche Voraussetzung für die Koordi- 
nierung und Bewertung der allgemeinen Beihil- 
feregelung ist die Transparenz der Beihilfen und 
der Beihilferegelungen. 

Für Mitgliedstaaten hat dies die nachstehenden 
Verpflichtungen zur Folge: 

a) - die Mitgliedstaaten gewährleisten im Ver- 

lauf einer übergangsfrist die Transparenz 
der Beihilfen und Beihilferegelungen; 

b) - sie führen keine neuen undurchsichtigen 

Beihilfen ein; 

- die bestehenden Regelungen werden bei 
jeder Änderung oder Verlängerung im Sin- 
ne einer effektiven Transparenz umgeformt; 


~ Beihilfen, deren Undurchsichtigkeit nicht zu 
beseitigen ist, werden bis zum Ende der 
übergangsfrist abgeschafft; 

c) - ab 1. Januar 1972 wird die Höchstgrenze für 
sämtliche Beihilfen, die einem Investor für 
eine bestimmte Investition gewährt werden, 
effektiv angewandt. 

5. Hinsichtlich der regionalen Spezifizität hat die 
Kommission dafür Sorge zu tragen, daß folgende 
Grundsätze schrittweise tatsächlich eingehalten 
werden: 

- Die regionalen Beihilfen dürfen sich nicht auf 
das gesamte Staatsgebiet erstrecken^), d. h. es 
dürfen keine allgemeinen Beihilfen als Beihil- 
fen für die Regionalentwicklung gewährt wer- 
den. 

- In den allgemeinen Beihilferegelungen müssen 
die Gebiete oder innerhalb der Gebiete die 
Zonen, die Beihilfen erhalten, klar nach geo- 
graphischen Gesichtspunkten oder quantitati- 
ven Kriterien abgegrenzt sein. 

- Außer im Falle von Entwiddungsschwerpunk- 
ten dürfen die regionalen Beihilfen nicht punk- 
tuell gewährt werden, d. h. nicht an isolierten 
geographischen Punkten, die praktisch keinen 
Einfluß auf die Entwicklung eines Gebietes 
haben. 

- Wenn Probleme unterschiedlicher Art, Inten- 
sität und Dringlichkeit behoben werden sollen, 
müssen auch die Beihilfen unterschiedlich in- 
tensiv sein. 

- Die Abstufung und Staffelung der Beihilfe- 
sätze nach den verschiedenen Zonen und Ge- 
bieten müssen klar angegeben sein. 

6. Die fehlende sektorale Spezifizität der allge- 
meinen Beihilferegelungen mit regionaler Zweck- 
setzung erschwert die Bewertung dieser Rege- 
lungen, da die sektorale Auswirkung dieser Bei- 
hilfen auf Gemeinschaftsebene Probleme aufwer- 
fen kann. Die Mitgliedstaaten entwickeln daher 
mit der Kommission ein Verfahren zur Beurtei- 
lung der sektoralen Auswirkungen von Beihilfen 
mit regionaler Zwecksetzuhg. 

Unabhängig von der Entwicklung dieses Verfah- 
rens ist die doppelte Kumulierung, d. h. die Be- 
rücksichtigung ein und desselben sektoralen oder 
regionalen Problems gleichzeitig durch regionale 
und sektorale Beihilfen, die kumuliert werden, 
untersagt. 

3) Die Anwendungsmodalitäten dieser Grundsätze sind 
im Anhang zu diesem Dokument dargelegt. 

4) Diese Bewertungsmethode wird unter Punkt 5 der „An- 
wendungsmodalitäten'' beschrieben. 

•'>) Mit Ausnahme des Großherzogtums Luxemburg, das 
als ein einziges Gebiet betrachtet wird. 
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7. Die Kommission überwacht die Anwendung der 
Grundsätze für die Koordinierung der allgemei- 
nen Beihilferegelung mit regionaler Zweckset- 
zung dadurch, daß ihr nachträglich die wichtigsten 
Anwendungsfälle nach einem die Geheimhaltung 
gewährleistenden Verfahren mitgeteilt werden. 

Die Ergebnisse dieser Anwendung werden regel- 
mäßig zusammen mit den für Beihilfefragen zu- 
ständigen hohen Beamten der Mitgliedstaaten 
geprüft. Die Kommission erstattet dem Rat hier- 
über jährlich Bericht. 


II. Erklärung der Kommission 

In Anbetracht der Einigung über die oben genannten 
Grundsätze teilt die Kommission dem Rat mit, daß 
sie ab 1. Januar 1972 im Rahmen der ihr gemäß Ar- 
tikel 92 ff. des EWG-Vertrags übertragenen Aufgabe 
diese Grundsätze auf die allgemeinen Beihilferege- 
lungen mit regionaler Zwecksetzung, die bereits 
gelten oder in den Zentralgebieten der Gemein- 
schaft eingeführt werden, anwenden wird. 

Die Kommission hält es für wünschenswert, daß die 
Regierungen der Mitgliedstaaten ihrerseits die Ver- 
pflichtung eingehen, sich entsprechend den im An- 
hang dargelegten Anwendungsmodalitäten bei der 
Anwendung ihrer Beihilferegelungen mit regionaler 
Zweckbestimmung an die oben festgelegten Grund- 
sätze zu halten. 
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Anhang 


Anwendungsmodalitäten 
zu den Grundsätzen für eine Koordinierung der 
allgemeinen Beihilferegelungen mit regionaler 
Zweckbestimmung 


1. Schrittweise Anwendung 

Die schrittweise Anwendung bezieht sich in erster 
Linie auf den räumlichen Anwendungsbereich. Da 
eines der Ziele der Koordinierung und Umgestal- 
tung der allgemeinen Beihilferegelungen mit regio- 
naler Zwecksetzung darin besteht, das gegenseitige 
überbieten der Mitgliedstaaten zu beenden, mit dem 
sie Investitionen für ihr Hoheitsgebiet zu gewinnen 
versuchen, muß die empfohlene Lösung in erster 
Linie in den Gebieten angewendet werden, in denen 
die Auswirkungen dieses überbietens, vor allem auf 
Wettbewerb und Handel, am stärksten zu spüren 
sind, d. h. in den Industriegebieten und in den Ge- 
bieten beiderseits der Grenzen der Mitgliedstaaten. 
Diese Gebiete werden nachstehend als „Zentralge- 
biete" der Gemeinschaft bezeichnet. 

Für die anderen Gebiete, die ihrerseits als „Rand- 
gebiete" bezeichnet werden, wird in Kürze eine auf 
den gleichen Grundsätzen beruhende geeignete Lö- 
sung unter Berücksichtigung der spezifischen Pro- 
bleme jedes einzelnen Randgebiets ausgearbeitet. 

Außerdem wird die Anwendung aller geforderten 
Bedingungen auch in den Zentralgebieten nur schritt- 
weise vor sich gehen können. Zu diesem Zweck 
wurde eine übergangsfrist vorgesehen, die sich vom 
Zeitpunkt der Einführung der Koordinierung, d. h. 
vom 1. Januar 1972 an, auf ein Jahr beläuft. 

2. Abgrenzung der Zentralgebiete 

Die Zentralgebiete umfassen die gesamte Gemein- 
schaft, ausgenommen Berlin und das Zonenrandge- 
biet, den Teil des französischen Hoheitsgebietes, der 
gegenwärtig Entwicklungsprämien erhält, und den 
Mezzogiorno. 

Das Zonenrandgebiet ist in Kapital 6 Absatz 1 des 
„Gesetzes über die Besteuerung des Straßengüter- 
verkehrs" vom 28. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1461) definiert. 

Die Zone, in der in Frankreich Entwicklungsprämien 
gewährt werden, ist in der Verordnung Nr. 69-285 
vom 21. März 1969 und im Erlaß vom 21. März 1969 
(JORF vom 30. März 1969), ergänzt durch die Ver- 
ordnung Nr. 70-386 vom 27. April 1970 (JORF vom 
10. Mai 1970), festgelegt. 

Die als „Mezzogiorno" bezeichneten Gebiete sind in 
Artikel 1 des „Testo unico" der Gesetze über den 
Mezzogiorno (Verordnung des Präsidenten der Re- 
publik Nr. 1523 vom 30. Juni 1967, G. U. Nr. 159 vom 
24. Juni 1968) aufgeführt. 


3. Aspekte der Koordinierung 

Die Koordinierung und die Umgestaltung der allge- 
meinen Beihilferegelungen erstrecken sich auf vier 
grundlegende Aspekte: einheitliche Beihilfehöchst- 
grenze, Transparenz der Beihilfen, regionale Spezi- 
fizität und sektorale Auswirkung der Beihilfen. 

Diese vier Aspekte sind so eng miteinander ver- 
flochten, daß sie ein ganzes bilden. Uber alle ge- 
nannten Aspekte wurde grundsätzlich Einverneh- 
men erzielt, obwohl die Anwendung aller geforder- 
ten Bedingungen nur schrittweise vonstatten gehen 
kann. 

Im Zusammenhang mit einigen dieser Bedingungen - 
Verringerung der Undurchsichtigkeit einiger Beihil- 
fen und sektorale Auswirkung der Beihilfen - sind 
noch technische Arbeiten im Gange. Die bisher 
erzielten Begebnisse erlauben jedoch, mit der An- 
wendung der Koordinierungsgrundsätze am 1. Ja- 
nuar 1972 zu beginnen, während die übrigen Be- 
dingungen unmittelbar danach erfüllt werden sollten, 
spätestens bei Ablauf der einjährigen Ubergangs- 
frist. 

4. Einheitliche Beihilfehöchstgrenze 

Mit der einheitlichen Beihilfehöchstgrenze, zu deren 
Einhaltung sich die Mitgliedstaaten in den unter 
Ziffer 2 genannten Zentralgebieten bei der Gewäh- 
rung regionaler Beihilfen verpflichten, die einem 
Investor für eine bestimmte Investition zugute kom- 
men, soll dem gegenseitigen Uberbieten im Bereich 
der Beihilfen ein Ende gesetzt werden. Bei dieser 
einheitlichen Höchstgrenze, die während der ersten 
Stufe nicht unbedingt eine Änderung der allgemei- 
nen Beihilferegelungen erfordert, werden alle kumu- 
lierten Beihilfen jeglicher Art berücksichtigt. Auch 
darf sie die Mitgliedstaaten, deren derzeitige Bei- 
hilferegelungen diesen Höchstwert nicht erreichen, 
nicht zu einer Erhöhung der gegenwärtigen Beihil- 
fen veranlassen. 

Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Anwen- 
dung der gemeinsamen Bewertungsmethode auf die 
wichtigsten Beihilferegelungen in den Zentralgebie- 
ten wird diese Höchstgrenze anfänglich auf einen 
Satz von 20 ^/o, ausgedrückt in Nettosubventions- 
äquivalent und berechnet nach der gemeinsamen 
Methode zur Bewertung der Beihilfen, festgesetzt. 

Dieses Niveau kann nicht ein für .allemal gelten. Die 
Tendenz muß in den Zentralgebieten dahin gehen, 
das Beihilfenniveau nach Möglichkeit zu senken. 
Außerdem ist sicherzustellen, daß der gewählte 
Höchstwert tatsächlich den Erfordernissen und den 
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Problemen der beihilfeempfangenden Zonen dieser 
Zentralgebiete entspricht. Daher muß, während die 
Einführung einer einheitlichen Beihilfehöchstgrenze 
einen Grundsatz darstellt, die Wahl des Niveaus 
dieser Höchstgrenze eine Anwendungsmodalität die- 
ses Grundsatzes bleiben. Dies ermöglicht es, mit der 
erforderlichen Elastizität vorzugehen. 

Die Festsetzung einer einheitlichen Höchstgrenze 
bedeutet jedoch nicht, daß die Gewährung von Bei- 
hilfen an jedem Punkt der Zentralgebiete gerechtfer- 
tigt ist. Nur die Gebiete - oder klar umrissenen Zo- 
nen innerhalb der Gebiete -, deren sozio-ökonomi- 
sche Lage Beihilfen rechtfertigt, können Beihilfen 
erhalten. Unterhalb dieses Plafonds, der eine Höchst- 
grenze darstellt, können die Mitgliedstaaten weiter- 
hin die Intensität ihrer regionalen Beihilfen nach 
den sozio-ökonomischen Merkmalen der Gebiete 
(siehe im folgenden „regionale Spezifizität" , Ziffer 
7) sowie gegebenenfalls nach sektoralen Erwägun- 
gen staffeln. Im übrigen können bei vorheriger 
Mitteilung der Gründe an die Kommission Aus- 
nahmen von dieser Höchstgrenze gewährt werden. 
Die Kommission beschließt anhand dieser Begrün- 
dungen, die sich entweder auf Einzelfälle oder 
die besonderen oder dringenden Probleme in einer 
bestimmten Zone beziehen können. Diese Abwei- 
chungen von der Höchstgrenze werden von der 
Kommission dem Rat in regelmäßigen Abständen 
mitgeteilt. 

5. Die gemeinsame Methode zur Bewertung der 
Beihilfen 

Auf Grund der Arbeiten konnte eine gemeinsame 
Methode zur Bewertung und zum Vergleich der Bei- 
hilfen entwickelt werden. 

Zu betonen ist jedoch, daß diese Methode dem Ver- 
gleich und nicht der Berechnung dient. Sie ermög- 
licht die Vergleichbarkeit der Beihilfen innerhalb 
einer Beihilferegelung und zwischen den verschiede- 
nen Beihilferegelungen der Mitgliedstaaten, unter 
Berücksichtigung des höchstzulässigen theoretischen 
Beihilfebetrags. Dieser theoretische Höchstbetrag 
kann von dem tatsächlichen Betrag der in einem 
bestimmten Fall gewährten Beihilfe sehr stark ab- 
weichen. 

Die Methode stützt sich auf ein einheitliches Krite- 
rium, nämlich die relative Bedeutung der Beihilfen 
im Verhältnis zum Investitionsbetrag, wobei diese 
Bedeutung als Prozentsatz ausgedrückt wird. Mit 
dieser Methode konnten daher die wichtigsten Bei- 
hilfeformen und -modalitäten in drei Kategorien 
eingeordnet werden: die transparenten oder meß- 
baren Beihilfen, die halbtransparenten oder schätz- 
baren Beihilfen, bei denen eine Schätzung auf Grund 
von Hypothesen möglich ist, wobei der Unsicher- 
heitsgrad der Berechnungen zuweilen sehr groß ist, 
sowie die undurchsichtigen Beihilfen, auf weiche die 
Methode nicht anwendbar ist. Bei dieser letzten Ka- 
tegorie ist noch zu unterscheiden zwischen Beihilfen 
mit reduzierbarer und mit nicht reduzierbarer Un- 
durchsichtigkeit. 


Bei den Berechnungen wird nur die Beihilfe nach 
Besteuerung zugrunde gelegt, d. h. das Nettosub- 
venlionsäquivalent, das dem Begünstigten nach 
Zahlung der Einkommensteuer verbleibt, wobei an- 
genommen wird, daß der Betrieb bereits im ersten 
Jahr einen Gewinn in der Höhe erzielt, daß die 
höchstmögliche Steuer erhoben wird. Dies hat zur 
Folge, daß das Intensitätsniveau, das sich aus der 
Anwendung der Methode ergibt, beträchtlich unter- 
halb der Zahlen liegt, die bisher üblicherweise für 
regionale Beihilfen genannt wurden. 

Bei der Anwendung der gemeinsamen Bewertungs- 
methode auf die wichtigsten allgemeinen Beihilfere- 
gelungen mit regionaler Zweckbestimmung in den 
Zentralgebieten des Gemeinsamen Marktes erhält 
man allein für die transparenten und halbtranspa- 
renten Beihilfen folgende maximale theoretische 
Intensität: 


Deutschland 

18,1 "/o 

Belgien 

16,5 Vo 

Frankreich 

24,7 «/() 

Italien 

26,7 Vo 

Luxemburg 

17,3 «/o 

Niederlande 

19,8«/« 


Die schematische Darstellung der Methode zur Be- 
wertung der staatlichen Beihilfen, die in mehreren 
multilateralen Sitzungen mit den nationalen Sach- 
verständigen ausgearbeitet und am 18. Dezember 
1970 von den Generaldirektoren der nationalen Be- 
hörden bewilligt wurde, beschränkt sich auf die 
Grunddefinitionen und die Übereinkünfte über Ver- 
einfachungen, über die auf technischer Ebene Ein- 
vernehmen erzielt wurde, ohne daß im einzelnen 
die Probleme dargelegt werden, die untersucht wer- 
den mußten, um diese Ergebnisse zu erzielen. 

Es handelt sich um folgende Grunddefinitionen und 
Übereinkünfte: 

a) Einziges Bemessungskriterium: Verhältnis des 
Beihilfebetrags zum Investitionsbetrag in ^/o. 

b) Transparente , oder „meßbare" Beihilfen: Beihil- 
fen, deren Bemessungsgrundlage die Investition 
darstellt und bei denen das Verhältnis zum In- 
vestitionsbetrag in ®/o ausdrückt werden kann. 

c) Einheitliche Bemessungsgrundlage der Beihilfe: 
Sie umfaßt drei verschiedene Gruppen von In- 
vestitionsaufwendungen; Grundstücke, Gebäude 
und Ausrüstungen^). Die Anwendung der Be- 
wertungsmethode macht daher Berichtigungen 
der Bemessungsgrundlage erforderlich, je nach- 
dem, ob die Beihilfe nur für einen Teil der ge- 
nannten Gruppen oder für zusätzliche Ausgaben 
gewährt wird. Bei letzteren setzt die Transparenz 
voraus, daß ihr Umfang im Vergleich zur einheit- 
lichen Bemessungsgrundlage bekannt ist. 

ü Diese Übereinkunft enthält eine mehr oder weniger 
große Spannweite, je nachdem, welche Elemente in 
diese drei Ausgabengruppen einbezogen werden. 
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d) Aufteilungsschlüssel innerhalb der einheitlichen 
Bemessungsgrundlage der Beihilfe: Die Sachver- 
ständigen der Mitgliedstaaten haben folgende 
Schlüssel gebilligt“): 



Grundstück 

Gebäude 

Ausrüstung 

Deutschland 

5 

30 

65 

Belgien 

5 

40 

55 

Frankreich 

5 

50 

45 

Italien 

5 

30 

65 

Luxemburg 

5 

50 

45 

Niederlande 

5 

40 

55 


e) Zeitpunkt der Zahlung der Beihilfe: Für alle Bei- 
hilfen gilt der gleiche Zeitpunkt^). Nicht berück- 
sichtigt wird der zwischen der Zahlung der Bei- 
hilfe und der Entscheidung über die Beihilfege- 
währung verstrichene Zeitraum. Durch Vornahme 
einer Abzinsungsberechnung werden Kredite 
und Subventionen auf den gleichen Zeitpunkt 
gebracht. 

f) Der Abzinsungssatz für die Berechnungen wurde 
auf 8 ^/o festgelegt. 

g) Das Problem der ungleichen Besteuerung der Bei- 
hilfen innerhalb einer gleichen Beihilferegelung 
nach Maßgabe der einzelnen Beihilfeformen und 
zwischen den einzelnen allgemeinen Beihilfere- 
gelungen der Mitgliedstaaten bei einer gleichen 
Beihilfeform wurde dadurch gelöst, daß man die 
Formel des Netto-Ergebnisses der den Begünstig- 
ten sicheren Beihilfe nach der Besteuerung, aus- 
gedrückt als Subventionsäquivalent, wählte. Dies 
bedeutet, daß unterstellt wird^), daß das Unter- 
nehmen von Anfang an einen Gewinn erzielt und 
daß dieser Gewinn am Ende des ersten Haus- 
haltsjahres ausreicht, um die höchstmögliche 
Steuer auf die Beihilfen zu zahlen. 

h) Berechnungsgrundlage für zinsverbilligte Kre- 
dite: 

- Kreditbetrag: Durch den Kredit gedeckter Vom- 

hundertsatz der Investitionsauf- 
wendungen unter Berücksichti- 
gung der einheitlichen Bemes- 
sungsgrundlage 

- Laufzeit des Kredits 

- Tilgungsfreier Zeitraum 

- Umfang der Zinsermäßigung 

Die der Kommission mitgeteilten Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften müssen diese Angaben 
enthalten, damit die Beihilferegelung transparent 
ist. 

i) Bezugssatz ist der von der öffentlichen Hand für 
die Zahlung der Zinsvergütungen an die Kredit- 
institute verwendete Satz. Besteht kein derartiger 
Satz, so wird der durchschnittliche Zinssatz des 
betreffenden Marktes zugrunde gelegt. Werden 


Beihilfen dieser Art bei schlechter Konjunktur 
erhöht, so wird ein dieser Konjunkturlage ent- 
sprechender Satz gewählt. 

j) Transparente steuerliche Beihilfen sind Beihilfen, 
die folgende Voraussetzungen erfüllen: 

“ Bemessungsgrundlage der Steuer ist ein im 
fraglichen Gebiet investierter Betrag; 

ein pauschaler Steuersatz oder ein Steuer- 
höchstsatz; 

- ein in bezug auf den Steuersatz festgelegter 
Beihilfebetrag; 

- eine ganz bestimmte Laufzeit. 

.lede steuerliche Beihilfe kann indessen dadurch 
transparent gemacht werden, daß ein im Vom- 
hundertsatz der Investition ausgedrückter Höchst- 
wert festgelegt wird. 

6. Die Transparenz der Beihilfen 

Die geforderte Transparenz der Beihilfen ist eine 
wesentliche Voraussetzung für die Koordinierung 
und Beurteilung der Beihilferegelungen. In bezug 
auf die gemeinsame Bewertungsmethode ist der Be- 
griff der Transparenz wie folgt zu definieren: 

- Eine Beihilfe ist transparent oder „meßbar", 
wenn die gemeinsame Methode zur Bewertung 
der Beihilfen auf sie anwendbar ist. 

- Eine Beihilferegelung ist transparent, wenn sie 
für alle darin vorgesehenen Beihilfeformen alle 
erforderlichen Angaben für die Anwendung der 
gemeinsamen Bewertungsmethode auf jede Bei- 
hilfeform enthält, wobei die Kriterien für die 
Staffelung und die Kumulierungsbedingungen 
eindeutig festgelegt werden. 

Die derzeit bestehenden allgemeinen Beihilfere- 
gelungen erfüllen diese Bedingungen noch nicht. 
Dazu wird eine gewisse Frist erforderlich sein. 
Über die undurchsichtigen Beihilfen sind Arbei- 
ten auf Sachverständigenebene im Gange. 

Gleichwohl wird anerkannt, daß die Koordinie- 
rung der Beihilfen vor Abschluß dieser Arbeiten 
schrittweise durchgeführt werden kann, wenn die 
Mitgliedstaaten die unter Ziffer 4 der „Koordi- 
nierungsgrundsätze" aufgeführten Verpflichtun- 
gen übernehmen. 

2) Diese Schlüssel sind sehr ungefähre Durchschnittswer- 
te. In diesem Punkt weicht die Bewertungsmethode 
daher von dem Grundsatz ab, nur den theoretischen 
Höchstbetrag der Beihilfe in Betracht zu ziehen. 

Durch diese Vereinfachung ergibt sich ebenfalls eine 
Unsicherheitsspanne, jedoch im Sinne einer bestimm- 
ten Erhöhung der Intensität. 

4) Durch diese Annahme wird die Intensität der Beihil- 
fen im Vergleich zur Wirklichkeit insofern verringert, 
als sich diese Annahme in Wirklichkeit nur selten be- 
stätigt. Ein Unternehmen, das in den ersten Geschäfts- 
jahren mit Verlust arbeitet oder weder Verluste er- 
leidet noch Gewinne erzielt, behält einen wesentlich 
größeren Teil der Beihilfen. 
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7. Die regionale Spezifizität 

Hierbei handelt es sich um die Differenzierung der 
Intensität der Beihilfen unter Berücksichtigung der 
Art, der Intensität und der Dringlichkeit der regiona- 
len Entwicklungsprobleme, deren Behebung von der 
öffentlichen Hand angestrebt wird. 

Da dieser Begriff der regionalen Spezifizität direkt 
mit der Gestaltung einer Regionalpolitik der Ge- 
meinschaft zusammenhängt, gibt es unter den ge- 
genwärtigen Verhältnissen keine klarere Regel als 
die Vertragsbestimmungen, um im voraus die Ge- 
biete der Gemeinschaft zu bestimmen, in denen Bei- 
hilfen unterschiedlicher Intensität gerechtfertigt sind, 
sowie solche Gebiete, in denen keine Beihilfen ge- 
rechtfertigt sind. 

Diese Beurteilung wird durch die künftigen Arbei- 
ten auf dem Gebiet der regionalen Spezifizität im 
Rahmen des Ausschusses für regionale Entwicklung, 
deren Schaffung die Kommission vorgeschlagen hat, 
erleichtert werden können. 

Auf Grund des Vertrages ist es demnach Aufgabe 
der Kommission, dafür Sorge zu tragen, daß die 
unter Ziffer 5 der „Koordinierungsgrundsätze" auf- 
geführten Grundsätze tatsächlich schrittweise ein- 
gehalten werden. 


8. Die sektorale Auswirkung 

Die fehlende sektorale Spezifizität der meisten all- 
gemeinen Beihilferegelungen mit regionaler Zweck- 
setzung ist ein typisches Merkmal dieser Regelun- 
gen, da eine regionale Beihilfe häufig ohne Unter- 
scheidung der Industriesektoren gewährt wird. Je- 
doch werden die Auswirkungen der Beihilfen auf 
Wettbewerb und Handel bei den Gütern und Dienst- 
leistungen, d. h. den betreffenden Sektoren, spürbar. 
Diese Auswirkungen lassen sich allerdings schwer 
beurteilen, solange die sektorale Spezifizität der 
regionalen Beihilfen fehlt. 

Zur Beseitigung dieser Schwierigkeit ist die Ausar- 
beitung eines Verfahrens erforderlich, das die vor- 
herige Erfassung dieser sektoralen Auswirkungen 
erlaubt, da sie auf Gemeinschaftsebene Probleme 
aufwerfen können. 

Uber diese Frage sind Arbeiten auf Sachverständi- 
genebene im Gange, und es werden verschiedene 
Lösungen geprüft. Gleichwohl wird anerkannt, daß 
mit der Koordinierung der regionalen Beihilfen vor 
Abschluß dieser Arbeiten begonnen werden kann, 
unter der Bedingung, daß das Verbot der doppelten 
Kumulierung (siehe Ziffer 6 der „Koordinierungs- 
grundsätze") beachtet wird und unter Berücksichti- 
gung dessen, daß die Kommission die Möglichkeit 
hat, gegebenenfalls das Verfahren nach Artikel 93 
Absatz 2 des EWG-Vertrages anzuwenden, insbe- 
sondere wenn von einem Mitgliedstaat begründete 
Klagen gegen die Anwendung der allgemeinen Bei- 
hilferegelung erhoben werden. 


Unabhängig von diesen Arbeiten verdienen die 
sektoralen Aspekte der Angaben, welche die Mit- 
gliedstaaten der Kommission über die Beihilfen zu 
übermitteln haben, größte Aufmerksamkeit. In die- 
sem Zusammenhang ist auf folgendes hinzuweisen: 

- Die Bestimmungen oder Maßnahmen zur sekto- 
ralen Ausrichtung der regionalen Beihilfen wer- 
den der Kommission gemäß Artikel 93 Absatz 3 
des Vertrages als konstitutive Bestandteile der 
Beihilferegelungen in gleicher Weise wie alle 
anderen Bestimmungen rechtzeitig und im voraus 
mitgeteilt. Dabei ist es unerheblich, ob die er- 
forderlichen Angaben organischer Bestandteil der 
allgemeinen Beihilferegelung sind oder ob ledig- 
lich auf nationale bzw. regionale Entwicklungs- 
pläne Bezug genommen wird. Die Rechtsnatur 
(Gesetzestexte oder Verwaltungsvorschriften) so- 
wie der Rechtscharakter dieser Bestimmungen 
(zwingend oder indikativ) spielen keine Rolle. 

- Wenn es sich um eine regionale Beihilferegelung 
mit doppelter Zielsetzung handelt, d. h. eine Bei- 
hilfe mit sowohl regionalem als auch sektoralem 
Ziel, ist diese Regelung als solche der Kommis- 
sion gemäß Artikel 93 Absatz 3 EWGV mitzutei- 
len, damit sie gleichzeitig in regionaler und sek- 
toraler Hinsicht geprüft werden kann. 

~ Die nach Sektoren aufgegliederten statistischen 
Angaben über die Anwendung der allgemeinen 
Beihilferegelungen mit regionaler Zwecksetzung 
sind in gleicher Weise wie die übrigen Auskünfte 
über diese Regelungen der Kommission regel- 
mäßig von den Mitgliedstaaten mitzuteilen, um 
der Kommission die in Artikel 93 Absatz 1 des 
EWG-Vertrages vorgesehene ständige Prüfung 
der bestehenden Beihilfesysteme zusammen mit 
den Mitgliedstaaten zu ermöglichen. 

Für die nachträgliche statistische Prüfung der sekto- 
ralen Auswirkungen der regionalen Beihilfen wird 
gegenwärtig das Verfahren ausgearbeitet (Einheit- 
lichkeit der Daten, Erfassungsrhythmus). 

9. Da die Koordinierung und die Umformung der 
Beihilferegelungen mit regionaler Zwecksetzung 
schrittweise erfolgen, ist eine Überwachung notwen- 
dig, nicht nur um die schrittweise Durchführung zu 
gewährleisten, sondern auch um die tatsächlichen 
Ergebnisse dieser Koordinierung feststellen und ge- 
gebenenfalls die Anwendungsbestimmungen ver- 
vollständigen bzw. ergänzen zu können. 

Die Kommission sorgt für diese Überwachung da- 
durch, daß ihr nachträglich die wichtigsten Anwen- 
dungsfälle nach einem die Geheimhaltung gewähr- 
leistenden Verfahren bekanntgegeben werden, das 
mit Unterstützung der Sachverständigen der Mit- 
gliedstaaten erarbeitet werden soll. 

Die Ergebnisse der Anwendung der Koordinierungs- 
grundsätze werden regelmäßig zusammen mit den 
für Beihilfefragen zuständigen hohen Beamten der 
Mitgliedstaaten geprüft. Die Kommission erstattet 
dem Rat hierüber jährlich Bericht. 
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